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BRD-DDR

Der Sonderstatus des innerdeutschen Handels
Sighart Nehring, Kiel

Dem Warenaustausch zwischen der Bundesrepublik und der DDR wird wegen seiner zollpolitischen 
Sonderstellung und wegen der starken Verquickung von Politik und Ökonomie eine besondere Bedeu­
tung beigemessen. Der folgende Beitrag analysiert die relevanten ökonomischen Zusammenhänge und 
zeigt das Ausmaß der wirtschaftlichen Vorteile der DDR aus dem Sonderstatus des innerdeutschen 
Handels.

Nach der faktisch erfolgten Teilung Deutsch­
lands (1949) hielt die Bundesrepublik an der 

Fiktion eines deutschen Staates mit einem deut­
schen Wirtschaftsgebiet fest. Die Deutsche Demo­
kratische Republik (DDR) wurde zwar nicht poli­
tisch, aber handelspolitisch weiterhin als Inland 
betrachtet. Der Warenaustausch mit der DDR war 
somit nicht Außenhandel, sondern „Interzonen­
handel“ bzw. später „Innerdeutscher Handel“ und 
frei von (tarifären) Hemmnissen ' ) 2).

Inzwischen wurden beide deutschen Staaten je ­
weils Mitglied eines regionalen Wirtschaftszusam­
menschlusses, nämlich der „Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft“ (EWG bzw. EG) und des 
„Rates für gegenseitige W irtschaftshilfe“ (RGW). 
Auch mit ihrem Beitritt zur EWG konnte die Bun­
desrepublik an der deutschen Binnenmarktfiktion 
festhalten und bei ihren Partnern durchsetzen, 
daß die DDR nur von dem EWG-Mitglied Bundes­
republik handelspolitisch nicht als EWG-Ausland 
(„D rittland“ ) behandelt wird. Dies impliziert, daß 
der gemeinsame EWG-Außenzoll für Importe der

')  Aus d iesen G ründen s te llt d ie  westdeutsche Statis tik  (im G e­
gensatz zur DD R -Statistik ) auch nicht auf „Exporte“ und „Im ­
porte" ab, sondern erfaßt „L ieferungen“ in d ie  DDR und „Be­
zü g e“ aus d er DDR. V g l. Statistisches Bundesam t, Fachserie F, 
Reihe 6. Da es sich, ökonom isch betrachtet, um den W arenaus­
tausch zwischen zw ei Regionen handelt, w ird jedoch Im fo lg en­
den d ie  übliche T erm in o lo g ie  „E xporte /Im p orte“ (bzw. Ausfuh­
ren/E infuhren) verw endet.

2) Vertraglich basiert der W arenverkehr zw ischen der Bundes­
repub lik  und der DDR auf dem  In terzonenhandelsabkom m en  
(sog. „B erliner Abkom m en“) vom 20. Septem b er 1951. Dort w er­
den d ie  für d ie  praktische Handelsabw icklung notw endigen Be­
stim m ungen genannt. D ie Vertragsw erke w urden m ehrfach er­
gänzt und geändert, so durch das „Abkom m en über den Handel 
zw ischen den W ährungsgebieten d er Deutschen M ark (DM -W est) 
und den W ährungsgebieten  der Deutschen M ark d er Deutschen 
N otenbank (D M -O st)“ in der Fassung vom 16. August 1965. Dieses 
Abkom m en regelt den W aren-, D ienstleistungs- und Zah lungs­
verkehr. Einen Ü b erb lick über d ie  Entwicklung der gesetzes- und 
vertragsrechtlichen G rundlagen des innerdeutschen H andels bis 
zur G egenw art g ib t G erhard O I I I g : Rechtliche G rundlagen des 
innerdeutschen Handels, in: C laus -D ie ter E h l e r m a n n ,  S ieg ­
fried  K ü p p e r ,  Horst L a m b r e c h t ,  G erhard O  I I i g (Hrsg.): 
H andelspartner D D R  — Innerdeutsche W irtschaftsbeziehungen, 
B aden-B aden 1975, S. 147 ff.

Dr. Sighart Nehring, 32, Dipl.-Voikswirt, ist 
wissenschaftlicher Assistent am Institut für 
Weltwirtschaft der Universität Kiel.

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/XII

Bundesrepublik aus der DDR nicht zur Anwen­
dung kommt. Oder anders ausgedrückt: Die DDR 
avancierte durch den EWG-Beitritt der Bundes­
republik zu einem „Quasi-EWG-Mitglied“ , das auf 
dem Markt der Bundesrepublik alle Zollprotek­
tionsvorteile der EWG gegenüber Nichtmitgliedern, 
den Drittländern, genießt, zu denen auch die RGW- 
Partnerländer der DDR zählen 3) 4).

Binnenmarktfiktion
Die von der Bundesrepublik verfolgte gesamt­
deutsche Inlandsmarktfiktion zielt auf eine ökono­
mische Gleichstellung von DDR-Anbietern und 
-Nachfragern mit heimischen Konkurrenten auf 
dem Markt der Bundesrepublik ab. Angesichts der 
unterschiedlichen Entwicklung der beiden deut­
schen Staaten in verschiedenen Gesellschafts- und 
Wirtschaftssystemen dokumentiert sich diese Bin­
nenmarktfiktion vornehmlich in folgenden Punk­
ten 5):

□  Preisbasis und Zahlungsverkehr: Zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR wurde vereinbart, 
daß bei allen Warenkontrakten von westdeutschen 
Marktpreisen als Preisbasis auszugehen ist. Der

3) D er M arkt der B u ndesrepublik w urde so zu e iner „offenen“ 
G renze und zu einem  „B indeg lied“ zwischen den beiden W irt­
schaftsblöcken in W est- und O steuropa. Denn es ist durchaus 
legal, daß aus der DDR in d ie  B undesrepublik im portierte  W aren  
von h ier aus ganz oder te ilw e ise  als Produkte deutschen Ur­
sprungs in d ie  anderen EW G -Länder exportiert w erden. U m ge­
kehrt steht es der DD R fre i, aus der Bundesrepublik  im portierte  
Produkte in sozialistische Partnerländer w eiterzu le iten . Nicht 
statthaft sind hingegen d ie  sogenannten Um gehungsgeschäfte, 
wenn sie auch praktisch nicht auszuschließen sind. So könnten  
D rittländerw aren über d ie  DDR zo ll-  und abschöpfungsfrei in die  
B u ndesrepublik eingeführt w erden. Zu den hier nicht behandelten  
indirekten ökonom ischen A usw irkungen des DDR-Sonderstatus  
auf d ie  EW G -P artner der B u ndesrepublik vgl. d ie  Argum entation  
bei Peter S c h a r p f : Europäische W irtschaftsgem einschaft und 
Deutsche Dem okratische Republik, Tüb ingen 1973, S. 125 ff.
*) In ternational ist der besondere Status des innerdeutschen  
Handels durch e ine  Ergänzung des Torquay-Protokolls  zum a ll­
gem einen Z o ll-  und H andelsabkom m en (GATT) von 1951 und 
durch ein Protokoll zum EW G -V ertrag  (1957) von den jew eiligen  
V ertragspartnern anerkannt w orden. Zur form alen Stellung des 
innerdeutschen H andels im Rahm en des Europäischen G em ein­
schafts-Rechts vgl. ausführlich C laus -D ie ter E h l e r m a n n :  
Innerdeutsche W irtschaftsbeziehungen und Europäische G em ein­
schaft, in: ders. et al. (Hrsg.), a. a. O ., S. 205 ff.

5) V g l. dazu das „B erliner A bkom m en“ m it seinen Ergänzungen  
zum  Beisp iel bei Reinhard S i e b e n :  Innerdeutscher Handel, 
Köln 1974, IV. T e il/I.  (Loseblattsam m lung), oder G erhard 0  I I i g , 
a. a. O ., S. 173 ff., m it den dort z itierten  Q uellen .
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Zahlungsverkehr erfolgt ausschließlich auf dem 
Verrechnungswege. Das Verrechnungsverhältnis 
zwischen DM-West zu Mark-Ost wurde auf 1 :1 
fixiert. Eine einseitige Veränderung der vertraglich 
festgelegten Verrechnungsmodalitäten ist nicht 
ohne weiteres möglich.
□  Abschöpfungen und Zölle: Die westdeutschen 
Importe landwirtschaftlicher Produkte aus der 
DDR sind abschöpfungsfrei6), die von gewerb­
lichen Waren aus der DDR sind zollfrei.

□  Indirekte Steuern: Bis 1967 bemühte sich die 
Bundesrepublik, das „Ursprungslandprinzip“ zu 
verfolgen: Einfuhren aus der DDR wurden wie Be­
züge aus der Bundesrepublik behandelt, das heißt, 
nicht mit einer Umsatzausgleichssteuer belegt. 
Ausfuhren in die DDR unterlagen derselben Be­
steuerung wie die auf dem westdeutschen Binnen­
markt abgesetzten heimischen Waren; sie wurden 
an der „Grenze“ also nicht von der Umsatzsteuer 
entlastet. Die Besteuerung des westdeutschen 
Warenverkehrs mit der DDR nach dem Ursprungs­
landprinzip bzw. gemäß der Binnenmarktfiktion 
bereitete jedoch immer dann Schwierigkeiten, 
wenn sich die Konkurrenzverhältnisse für die DDR 
auf dem Markt der Bundesrepublik durch Ände­
rungen im westdeutschen Umsatzsteuer- oder 
Wechselkurssystem verschoben.

Anläßlich der Umstellung auf die Mehrwertsteuer 
wich die Bundesrepublik von der Inlandsfiktion ab, 
indem sie die Exporte in die DDR — wie Ausfuhren 
in andere Länder — an der „G renze“ steuerlich 
entlastete (Bestimmungslandprinzip). Bei den Im­
porten aus der DDR hielt man an der Binnen­
marktfiktion fest, die es der DDR (weiterhin) ge­
statten sollte, zu westdeutschen Marktpreisen zu 
kontrahieren.

Da die Steuerumstellung wegen des neu einge­
führten Vorsteuerabzugs im westdeutschen Unter­
nehmenssektor (Übergang vom Brutto- zum Netto­
preis) dort die Preise allgemein sinken ließ, wurde 
den westdeutschen Importeuren von DDR-Gütern 
als Ausgleich für den fehlenden Umsatz- bzw. Vor­
steuerabzug ein genereller Kürzungsanspruch ein­
geräumt, der einem Vorsteuerabzug entspricht. 
Ab 1. Januar 1968 (1. Juli 1968) belief sich dieser 
bei gewerblichen Gütern auf 4 %  (5 %), bei er­
mäßigt besteuerten Produkten auf die Hälfte der 
genannten Sätze.

Mitte 1970 verfügte die Bundesrepublik im Gefolge 
der DM-Paritätsänderung und mangels eines ver­
änderbaren Verrechnungskurses eine steuerliche 
„Ersatzaufwertung“ , die einer erneuten Hinwen­
dung zur ursprünglichen Inlandsmarktfiktion sehr 
nahekam: Die zuvor (1968) steuerlich entlasteten 
gewerblichen Exporte in die DDR werden seither 
m it einer Mehrwertsteuer von 6 %  belegt, vergli­
chen mit 11 %  im westdeutschen Binnenmarkthan­
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del. Exportierte Agrar- und Emährungsgüter wer­
den aber nach wie vor steuerlich entlastet oder 
mit einem reduzierten Satz von 3 %  belastet. Im­
porte aus der DDR sind nunmehr den sonstigen 
Bezügen innerhalb der Bundesrepublik steuerlich 
etwa gleichgestellt. Im industriellen Importgüter­
bereich g ilt ein von 5 %  auf 11 %  erhöhter Kür­
zungsanspruch. Bei Agrarerzeugnissen stieg der 
Satz auf 5 ,5%  an, während auf EG-Marktordnungs- 
waren weiterhin 2 ,5%  zu zahlen s in d 7) 8).

Abweichungen von der Fiktion
Konnte die Bundesrepublik in den genannten Be­
reichen an ihrer Binnenmarktfiktion noch einiger­
maßen festhalten, so laufen die in einigen Güter­
sektoren bestehenden westdeutschen Kontingente 
für Waren aus der DDR einem freien innerdeut­
schen Warenverkehr entgegen. Diese Einfuhrbe­
schränkungen wirken wie ein impliziter Zoll (Zoll­
äquivalent), falls sie nicht redundant sind. Seit 
1966 konnte der innerdeutsche Handel bei den 
Einfuhren aus der DDR allerdings deutlich liberali­
siert werden 9).

Ferner sind diejenigen Abweichungen von der 
Binnenmarktfiktion zu berücksichtigen, die allein 
durch die spezifische Entwicklung in der DDR 
bedingt sind. Hierzu gehört, daß die DDR ein zen­
tralwirtschaftliches Planpreissystem hat, das mit 
dem marktwirtschaftlich orientierten Preissystem 
der Bundesrepublik keine gemeinsame Binnen­
marktpreisbasis bilden kann. Denn eine Verbin­

6) Abschöpfungen: Ausgleich zw ischen n iedrig eren  ausländischen  
Preisen („W eltm arktp re isen“) und höheren In ländischen Preisen  
beim  Im port der w ichtigsten Agrarprodukte aus D rittländern  in 
d ie  EW G . Falls nicht anders erw ähnt, w erden Abschöpfungen im 
fo lgenden w ie  ein Zo ll (Zo lläq u iva len t) behandelt.
7) Vgl. „B u ndesanzeig er“ Nr. 88 und 97 vom 15. M ai 1970 bzw. 
24. M ai 1973.
8) D ie  B u ndesrepublik  gew ährt der DD R außerdem  einen zins­
losen Ü b erzieh ungskred it („S w ing“), den sie anderen H andels­
partnern nicht einräum t. D ie im b ila te ra len  Handel durchaus 
übliche w echselseitige Ü berziehungsm öglichkeit d ient dazu, den 
geg enseitigen  Zahlungsverkehr Im Verrechnungsw ege (C learing) 
zu erle ich tern . Das Verrechnungskonto kann sowohl von der 
B undesrepublik  als auch von der DD R bis zu e in er vorher ver­
e inbarten  Höhe überzogen w erden. A lle rd in g s  beansprucht die  
B undesrepublik  den „Sw ing“ seit Jahren nicht, so daß d ie  DDR  
diesen V o rte il e inseitig  ausnutzt. D ie  g eg enw ärtige  Regelung  
sieht für d ie  Z e it von 1976 bis 1981 e in e  B egrenzung des Ü b er­
ziehungskredits  auf 850 M ill. DM vor. Z u r Entw icklung des 
„Sw ing“ sow ie zur Erm ittlung des (hypothetischen) Z insgew inns  
d e r DDR aus den verschiedenen „Sw in g-A bko m m en“ vg l.  S ighart 
N e h  r i n g :  Innerdeutscher H andel: E innahm everzichte der
BRD — H andelsvorte ile  d er DDR, in: D ie  W eltw irtschaft, H . 2, 
1974, S. 86 ff.
9) Von den rund 5300 M eldenum m ern des westdeutschen W aren­
verzeichnisses für d ie  Industriestatistik  sind etw a 70 Positionen  
nicht aus der DD R zu beziehen  (zum B eisp ie l G old , S te inkohle, 
Flugzeuge). 1974 machten d ie  kontingentierten  Positionen b e i­
sp ie lsw eise nur noch 59 g eg enüber 191 Positionen im Jahre 1970 
aus. D er landw irtschaftliche Bereich ist verg le ichsw eise stark 
reg lem entiert. D ies w ird  m it d er westdeutschen Rücksichtnahme  
auf d ie  E G -A g rarp o litik  begründet. Von den rund 950 statistischen  
M eldenum m ern des Agrarsektors w aren 1974 noch ca. 115 kon­
ting entiert und 81 aus d er DD R nicht beziehbar, w ell d iese G üter 
dort nicht erzeug t w erden. Freilich w ird  von offiziöser S e ite  be­
tont, daß d ie  K ontingente im innerdeutschen H andel norm aler­
w eise nicht sehr bedeutsam  seien , w eil d ie  o ffiz ie ll festgesetz­
ten G renzen selten voll ausgenutzt w erden. V g l. etw a G erhard  
O I I i g , a. a. O ., S. 175. Zum  Liberalis ierungsstand im inner­
deutschen Handel vg l. ausführlich S ighart N e h r i n g :  Inner­
deutscher H andel: Besonderheiten , Entw icklung, Perspektiven, in: 
D ie  W eltw irtschaft, H. 2, 1974, S. 63 ff., und G erhard  O l l i g ,  
a. a.  O. ,  S.  174 f.
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dung der beiden Preissysteme zu einer markt­
mäßig determinierten gemeinsamen Preisbasis 
über einen veränderbaren Wechselkurs erscheint 
nicht möglich, solange der Markt der DDR vom 
ausländischen Markt (beispielsweise dem der Bun­
desrepublik oder dem Weltmarkt) durch eine w ill­
kürlich fixierte Parität (wie 1 DM-West zu 1 Mark- 
Ost) und N ichtkonvertibilität der DDR-Mark ge­
trennt ist. Insofern können sich bestehende Be­
steuerungsunterschiede zwischen den zwei deut­
schen „Binnenmarktregionen“ auch nicht ausglei- 
chen, was bei flexibleren Verrechnungskursen 
denkbar wäre.

Die DDR besitzt seit langem kein — der Bundes­
republik vergleichbares — Umsatzsteuersystem 
mehr; es ist durch die „Produktions- bzw. Dienst­
leistungsabgabe“ und andere Zwangsabgaben er­
setzt worden. Aber auch die formell noch beste­
henden Zölle der DDR, die von ihr, ähnlich wie die 
„Umsatzsteuer“ , normalerweise weder auf DDR- 
Importe aus der Bundesrepublik noch auf Importe 
aus DDR-Drittländern erhoben werden, unterstüt­
zen die Binnenmarktfiktion nur scheinbar. Denn in 
der DDR wird der gesamte Außenhandel staatlich 
geplant und gesteuert („staatliches Außenhandels­
monopol“ ), so daß Zölle und sonstige Grenz­
abgaben ihre herkömmliche Funktion des Schutzes 
der heimischen Produzenten vor ausländischer 
Konkurrenz nicht wahrnehmen könnten 10) 11).

Merkmale einer Freihandelszone
Die dargelegten Abweichungen von der Binnen­
marktfiktion rechtfertigen es nicht, den innerdeut­
schen Handel als „fre ien“ Binnenhandel zu klassi­
fizieren. Der Handel zwischen beiden deutschen 
Staaten zeigt eher Merkmale einer „Freihandels­
zone“ . Sie ist dadurch gekennzeichnet, daß die 
Partner sich gegenseitig Zoll- und Einfuhrsteuer­
freiheit einräumen, während jeder Partner für sich 
gegenüber Drittländern eine selbständige Zollpo li­
tik  b e tre ib t12).
In den Analysen solcher Wirtschaftszusammen­
schlüsse wird (wie im folgenden auch) die bevor­
zugte Behandlung des Partners m it derjenigen 
von Drittländern (Referenzsystem) verglichen. 
A llerdings ist die geforderte Reziprozität von Zoll- 
und Steuerfreiheit im innerdeutschen Handel fak­

tisch nicht erfüllt: Da normalerweise — wie er­
wähnt — kein ausländischer Exporteur bei Ein­
fuhren in die DDR einer Zoll- und Steuerpflicht 
unterliegt, genießen die Exporteure der Bundes­
republik, verglichen mit konkurrierenden Angebo­
ten aus Drittländern auf dem Markt der DDR, 
keine Präferenzbehandlung.

Umgekehrt können DDR-Exporteure ihre Waren 
jedoch zoll- und steuerfrei in die Bundesrepublik 
einführen und zu den dortigen Marktpreisen kon­
trahieren. Verglichen m it EG-Drittlandsanbietern 
ergibt sich daraus gemäß der Theorie der Protek­
tion für die DDR ein Vorteil. Nach dieser Theorie 
führt ein Zollsystem 13) im allgemeinen dazu, daß 
inländische Produzenten auf dem heimischen 
Markt höhere Preise fordern können, als dies bei 
Freihandel der Fall wäre. Folglich können die 
geltenden Marktpreise in der Bundesrepublik, die 
als Preisbasis im innerdeutschen Handel gelten, 
protektionsbedingt im Durchschnitt über den „W elt­
marktpreisen“ (c. i. f. Importpreisen der Bundes­
republik) liegen M).

Präferenzierte DDR-Exporte
Verhalten sich die staatlichen Außenhandelsplaner 
der DDR ökonomisch rational, dann müßten sie im 
Westhandel bestrebt sein, ihre Waren dort zu ver­
kaufen, wo sie die relativ höchsten Preise (Stück­
erlöse oder -gewinne) erzielen, und umgekehrt in 
jenem Lande zu kaufen, dessen Preise vergleichs­
weise gering sind.

Im ersten Fall dürfte das der Markt der Bundes­
republik sein, denn dort erzielt die DDR wegen 
der ihr eingeräumten Präferenzen in jenen Güter-

10) Vgl. dazu DDR-Handbuch, Bonn, Dez. 1975, S. 972 f. 
n ) D arüber hinaus sei noch erw ähnt, daß das B innenm arktprinzip  
(im Sinne e iner W irtschaftsunion) auch d ie  M ob ilitä t der Faktoren
Kapital und A rbe it zwischen den beiden Regionen umfassen 
w ürde.
12) Von e iner Zo llun io n  (zum B eisp ie l EW G) unterscheidet sich 
d ie  Fre ihandelszone (zum Beisp iel EFTA) dadurch, daß d ie  Z o ll­
union zusätzlich einen gem einsam en A ußenzoll geg enüber D ritt­
ländern hat.
13) U nter einem  Z o ll w erden im fo lg enden  a lle  tarifären  E infuhr­
restriktionen, w ie  E infuhrum satzsteuern, Z ö lle  und Abschöpfun­
gen verstanden.
14) Em pirische Studien  bestätigen diese P reisdifferenz für d ie  
B undesrepublik. V g l. ausführlich Juergen B. D o n g e s , G er­
hard F e l s ,  Axel D. N e u u .a .:  Protektion und Branchenstruk­
tur d er w estdeutschen W irtschaft, K ie le r Studien Nr. 123, T ü b in ­
gen 1973, sow ie Ulrich H i e m e n z  , Kurt v. R a b e n a u :  Effek­
tive  Protektion — Th e o rie  und em pirische Berechnung für die  
w estdeutsche Industrie, Tüb ingen 1973.
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bereichen den relativ höchsten Stückerlös, in 
denen die Preisdifferenz zwischen gegebenem 
westdeutschen Marktpreis und Weltmarktpreis am 
größten ist. Umgekehrt wird die DDR bemüht sein, 
ihre Importe zu Weltmarktpreisen zu tätigen. An­
gesichts der im Durchschnitt überhöhten west­
deutschen Marktpreise und der unvollständigen 
steuerlichen Entlastung von westdeutschen Expor­
ten in die DDR (es bleibt eine 6 % ige  Mehrwert­
steuerbelastung) dürfte die DDR in der Bundes­
republik nur solche Güter kaufen, bei denen die 
Bundesrepublik eine starke internationale Wett­
bewerbsposition besitzt, so daß die Preisdifferenz 
zwischen heimischem Preis und Weltmarktpreis 
gegen Null tendiert (bzw. relativ kleiner ist als bei 
anderen m it der Bundesrepublik um DDR-Aufträge 
konkurrierenden Anbie tern)15).

Der praktizierte Sonderstatus des innerdeutschen 
Handels erschöpft sich infolgedessen vornehmlich 
in einseitig  gewährten, allgemeinen Präferenzen 
für die DDR-Exporte in die Bundesrepublik.

Weitgehende Unklarheit
Die ständigen politischen Auseinandersetzungen 
im In- und Ausland 16) sowie die Art der öffent­
lichen D iskussion17) um den Sonderstatus des 
innerdeutschen Handels bestätigen freilich, daß 
weitgehend Unklarheit über die relevanten ökono­
mischen Zusammenhänge, vor allem in empiri­
scher Hinsicht, herrscht. So konnte über das Aus­
maß der wirtschaftlichen Vorteile der DDR aus 
dem Sonderstatus des innerdeutschen Handels, 
verglichen mit Drittländern, mangels umfassender 
und disaggregierter Analysen lange Zeit nur spe­
kuliert werden 1B). Erst nach Abschluß des Grund­
lagenvertrages (1972), mit dem es der DDR gelang, 
auch weiterhin am Sonderstatus festzuhalten, wur­
den in der Bundesrepublik erste Schätzungen der 
DDR-Vorteile im innerdeutschen Handel vorge­
legt 19). Diese Untersuchungen beschränken sich 
auf das Erfassen von ökonomischen Bruttovortei­
len der DDR und/oder Zolleinnahmeverzichten der 
Bundesrepublik bzw. der Europäischen Gemein­
schaft20). Andere empirisch wichtige Effekte der 
Präferenzen lassen sie ebenso unberücksichtigt 
wie die theoretischen Implikationen der einseitig 
gewährten Zollpräferenzen für die DDR im Rah­
men der herkömmlichen zolltheoretischen An­
sätze 21).
'S) V g l. h ierzu d ie  p lausib le , em pirisch orien tierte  Argum entation  
bei Reinhold B i s k u p :  Deutschlands offene H andelsgrenze -  
D ie DDR als N utzn ießer des E W G -P rotokolls über den innerdeut­
schen H andel, Frankfurt/M ., Berlin 1976, S. 166 ff.
16) V g l. dazu be isp ie lsw eise d ie  verschiedenen p arlam entari­
schen und m in is terie llen  Verlautbarungen: Europäische G em ein­
schaften, D er Rat: Antw ort 1911/70 (Ass 1159) auf d ie  schriftliche  
A nfrage N r. 474/69; Bundesm inisterium  für W irtschaft: Pressem it­
te ilung Nr. 4143 vom 1. Ju li 1970; Deutscher Bundestag: Druck­
sache 7/1554 vom 17. 1. 1974 und 7/4839 vom 9. 3. 1976, sow ie aus 
d er Sicht d er DD R: o. V .: Dichtung und W ahrheit über den 
A ußenhandel zw ischen der DDR und der BRD, in: Neues Deutsch­
land vom 7. Juni 1970. Einen Ü berb lick verschafft auch Reinhold  
B i s k u p ,  a.  a.  O. ,  S.  19 ff.

634

Um eine vorurteilsfreie Bewertung der Kosten 
und Nutzen des praktizierten Sonderstatus im 
innerdeutschen Handel zu erleichtern, hat der Ver­
fasser an anderer S te lle22) versucht, die ökono­
mischen Wirkungen der westdeutschen Präferen­
zen zugunsten der DDR-Exporte umfassender — 
als es bislang geschehen ist — zu analysieren 
und in ihrer Größenordnung empirisch zu quanti­
fizieren 23).

Der empirische Befund
Die theoretische Grundlage für die empirischen 
Ermittlungen bildete ein einfaches komparativ­
statisches Außenhandelsmodell. Es zeigte sich, 
daß die verschiedenen Präferenzwirkungen ab- 
hängen von der Höhe der gegebenen Präferenz­
rate (sie entspricht der Rate der westdeutschen 
Einfuhrabgaben, mit der die Exporte der EG- 
Drittländer in die Bundesrepublik belastet werden), 
von der Preiselastizität des DDR-Exportangebots 
und von der Preiselastizität der Importnachfrage 
nach DDR-Gütern auf dem Markt der Bundes­
republik.

Da a priori nicht feststellbar ist, wie sich der preis­
liche DDR-Präferenzvorteil auf dem Markt der 
Bundesrepublik zwischen DDR-Anbietern und west­

17) M it den A rgum enten Für und W id e r den Sonderstatus im 
innerdeutschen Handel beschäftigen sich beisp ie lsw eise Peter 
H o r t :  D er Sw ing — ein politischer H ebel?  Zur Diskussion um 
den innerdeutschen Handel, in: Frankfurter A llg em ein e  Zeitung  
vom 9. S eptem b er 1976; o. V .: Handel m it der DDR erreicht acht 
M illia rd en , in: Süddeutsche Zeitung vom 30. August 1976; Klaus  
B o l z :  Sanktionen gegen d ie  DDR?, in: W IR TS C H A FTS D IE N S T, 
56. Jg. (1976), H. 9, S. 432; Reinhold B i s k u p :  Handel und 
P o litik  — Zur Diskussion über d ie  V o rte ile  im innerdeutschen  
H andel, in: W irtschaftspolitische Chronik , 26. Jg. (1977), S. 69 ff.
18) E ine sehr grobe Schätzung für d ie  Jahre 1968 und 1969 unter­
nahm ledig lich Konrad M e r k e l  : D ie finanzie llen  und devisen­
politischen Auswirkungen e in er B ehandlung der DDR als Ausland  
bzw. als D rittland der EWG im W arenverkehr m it d er Bundes­
repub lik  (Bericht), TU  B erlin , 4. M ärz 1970 (M im eo).
15) V g l. hierzu be isp ie lsw eise S ighart N e h  r i n g ,  Frank  
W e i s s :  Dom estic P rice D istortions and Im p lic it International 
Transfers, in: Jahrbücher für N a tionalökon om ie und Statistik, 
Bd. 189 (1975), S. 234 ff.; S ighart N e h  r i n g ,  a . a .O . ,  S. 76 ff.; 
R einhold B i s k u p  (1976), a. a. O.
20) D ie steuerlichen E infuhrabgaben vereinnahm en d ie  E G -P art- 
nerstaaten, w ährend d ie  nationalen  Zo lle inn ahm en m ittle rw eile  
ganz in d ie  „G em einschaftskasse“ fließen.
21) D ies verw undert angesichts der Tatsache, daß Präferenzen, 
w ie d ie  zwischen der B undesrepublik  und der DDR, heute keine  
e inm alige  Erscheinung sind. So w erden e in se itig e  Z o llp rä fe ren ­
zen d er Industrie länd er für d ie  Entw ick lungsländer in ternational 
nicht nur d iskutiert, sondern -  w ie  im „AK P-Abkom m en" von 
Lom é — bereits  praktiz iert.
22) V g l. h ierzu ausführlich S ighart N e h r i n g :  D ie W irkungen  
von H andelspräferenzen Im W arenaustausch zw ischen der Bun­
d esrepub lik  und d er DDR. Ein em pirischer Beitrag zur im p liz iten  
Transfertheorie , M anuskript K ie l/A ugsburg 1977. Erscheint in: 
K ie le r Studien, hrsg. von H erbert G i e r s c h  bei M ohr/S iebeck  
in Tüb ingen.
23) D ie E ingrenzung auf den w ichtigen und um strittensten T e il 
des Sonderstatus, näm lich d ie  Präferenzen z u g u n s te n  d e r  D D R - 
Exporte in d ie  B undesrepublik, erschien vertretbar, w eil sich 
d er Z insgew inn der DD R aus dem  „S w in g“ und d er steuerliche  
Nachteil d er DDR bei ihren Einfuhren aus der Bundesrepublik  
vergleichsw eise exakt quantifizieren  lassen. V g l. zum Steuernach­
te il Deutscher Bundestag (1974 und 1976), a. a. O ., S. 5 bzw. S. 6, 
sow ie zu beiden Aspekten S ighart N e h r i n g ,  a. a. O ., S. 81 ff. 
Von m engenm äßigen Beschränkungen bei industrie llen  Einfuhren  
aus d er DDR w urde abstrah iert, w e il anzunehm en Ist, daß d ie  
K ontingente im industrie llen  Sektor norm alerw eise so hoch fest­
gesetzt w erden, daß d ie  DDR sie nicht voll ausnutzen kann. V g l. 
G erhard O l l i g ,  a . a .O . ,  S. 174 f. K ontingente (und Abschöp­
fungen) im A g ra r- und Ernährungssektor w urden h ingegen m it 
H ilfe  e ines Preisvergleichs durch einen im p liz iten  Z o ll berück­
sichtigt.
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deutschen Nachfragern tatsächlich aufteilt, mußte 
das Meßkonzept auf die maximalen Effekte der 
Präferenzen abstellen, d. h. die ermittelten Werte 
dürften überschätzt sein.

Nachdem die Variablen des Meßkonzepts entwe­
der gegeben (z. B. die realen Handelsströme und 
die Präferenzraten) oder ökonometrisch bestimmt 
waren (die Preiselastizitäten), konnten die ver­
schiedenen Niveaueffekte der Präferenzen für die 
DDR-Exporte in die Bundesrepublik geschätzt wer­
den. Die Ermittlungen beziehen sich insgesamt 
auf die Einzeljahre 1958 bis 1974 (sowie auf die 
Zeiträume 1958/74 und 1968/74) und auf fünf Pro­
dukthauptgruppen und 31 Untergruppen (des 
Warenverzeichnisses für die westdeutsche Indu­
striestatistik sowie der Land-, Forst-Jagdwirtschaft 
und Fischerei). Sektoral konzentrieren sich die 
Schätzungsergebnisse für die Präferenzeffekte im 
wesentlichen auf etwa zehn Branchen; hierzu ge­
hören Landwirtschaft, Ernährung und Genußmittel, 
Textilien, Bekleidung, Chemie, Maschinenbau, 
Elektrotechnik sowie Eisen- und Stahlerzeugung.

Niveaueffekte der Präferenzen

Die Schätzungen, die hier nur beispielhaft für das 
Jahr 1974 und aufsummiert über alle Produkt­
untergruppen sowie in Preisen von 1962 angeführt 
werden, haben folgende Ergebnisse erbracht:

ö  Die mengenmäßige Erhöhung der DDR-Exporte 
in die Bundesrepublik, d ie  den Präferenzen zuzu­
schreiben ist, beläuft sich 1974 auf rd. 454 Mill. DM. 
Dies entspricht einem Anteil von 19,1 %  an den 
zugehörigen DDR-Gesamtexporten in die Bundes­
republik.

□  Der implizite Nettotransfer zugunsten der DDR, 
also die Differenz zwischen DDR-Exporterlös 
(Bruttotransfer) und Produktionskosten, schlägt mit 
etwa 341 Mill. DM (oder 14,3%  der DDR-Gesamt- 
exporte in die Bundesrepublik) zu Buche.

□  Deutlich größer als der Effekt „Nettotransfer“ 
bzw. „Exporterhöhung“ ist der DDR-Handels- 
bilanzeffekt der Präferenzen. Der Handelsbilanz­
effekt g ib t an, um wieviel sich die DDR-Devisen- 
erlöse aus den Exporten in die Bundesrepublik 
wegen der Präferenzen erhöht haben, und er ist 
ein w ichtiger Indikator für die — so verbesserte — 
Importkapazität der DDR. Im Jahre 1974 macht 
diese präferenzbedingte Erlöserhöhung ca. 757 Mill. 
DM (bzw. 31,8 % ) aus.

□  Den Vorteilen der DDR steht als Nachteil der 
Bundesrepublik ein volkswirtschaftlicher Verlust 
von rd. 382 M ill. DM (bzw. 16,0%) gegenüber. 
Dieser geht überwiegend auf den präferenzbe­
dingten Einnahmeausfall, also den Verzicht der 
Bundesrepublik auf Zölle, Abschöpfungen und 
Einfuhrumsatzsteuern fü r Waren aus der DDR,

zurück. Der Protektionseinnahmeverzicht der Bun­
desrepublik, er entspricht dem „Bruttotransfer“ 
an die DDR, ist mit 378 Mill. DM (bzw. 15,9%) 
anzusetzen.

□  Aus internationaler Sicht hat die Präferenz­
regelung zu einem weltwirtschaftlichen Verlust 
geführt. Dieser ergibt sich — gemäß dem theore­
tischen Meßkonzept — aus dem Saldo der tatsäch­
lich transferierten Einkommensvorteile und Ein­
kommensnachteile. Da die Drittländer wegen der 
Präferenzen für die DDR keinen — nicht ander­
weitig zu kompensierenden — Einkommensverlust 
aus der mengenmäßigen Exporteinbuße zugunsten 
der DDR-Exporte in die Bundesrepublik erleiden 
(dürften) und der Wohlfahrtsverlust der Bundes­
republik („Protektionseinnahmeverzicht“ ) nicht 
durch einen entsprechenden Wohlfahrtsgewinn der 
DDR („im pliz iter Nettotransfer“ ) ausgeglichen wird, 
verble ibt insgesamt ein weltw irtschaftlicher Verlust, 
den allein die Bundesrepublik trägt. Im Jahre 1974 
beläuft sich der „weltw irtschaftliche Verlust“ auf 
ca. 38 Mill. DM oder 1,6 %  der DDR-Gesamt- 
exporte in die Bundesrepublik; verglichen mit an­
deren Präferenzeffekten ist dieser „negative Netto­
gewinn“ also recht bescheiden. Sektoral disaggre- 
giert identifiziert er jene Branchen, in denen ins-
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besondere die Entwicklungsländer wegen ihrer 
komparativen Kostenvorteile auf den internatio­
nalen Märkten zunehmend konkurrenzfähig wer­
den (z. B. Landwirtschaft, Textilien).

Struktureffekte
Neben den angeführten Niveaueffekten haben 
Präferenzen normalerweise auch Struktureffekte. 
Gemäß dem gegebenen Außenhandelsmodell 
kommt es im Mehr-Güter-Fall und bei verschie­
den hohen Präferenzen cet. par. zu einer präfe­
renzinduzierten Veränderung der DDR-Exporte in 
die Bundesrepublik. Bei rationalem Verhalten der 
staatlichen DDR-Außenhandelsplaner ist also zu 
erwarten, daß sie versuchen, in jenen Güterberei­
chen überdurchschnittlich viel in die Bundesrepu­
b lik zu exportieren, in denen ihre Präferenzvor­
teile gegenüber Drittlandskonkurrenten über­
durchschnittlich hoch sind und umgekehrt. Dieses 
Verhalten würde dann zu Abweichungen der ge­
gebenen DDR-Exportstruktur für die Bundesrepu­
b lik von jener Struktur führen, die sich sonst ein­
gestellt hätte.

Deshalb sind die DDR-Exportstrukturabweichun- 
gen hinsichtlich der gegebenen Präferenzen und 
weiterer Divergenzursachen mit Hilfe eines öko­
nometrischen Ansatzes empirisch untersucht wor­
den. Als Referenzsystem, von dem aus die Abwei­
chungen der gegebenen DDR-Exportstruktur im 
innerdeutschen Handel gemessen werden kön­
nen, wurde die Struktur der DDR-Exporte in die 
restlichen OECD-Länder gewählt.

Die Ergebnisse (der Querschnittsanalysen für die 
Stichjahre 1960, 1966, 1972 sowie zwischen diesen 
Jahren) haben gezeigt, daß sowohl die man­
gelnde Wettbewerbsfähigkeit als auch der verblie­
bene effektive (nichttarifäre) Nachteil der DDR- 
Anbieter auf dem Markt der Bundesrepublik ge­
genüber heimischen Konkurrenten einer präfe­
renzinduzierten gewinnmaximierenden Divergenz 
der DDR-Exportstruktur im innerdeutschen Handel 
entgegengewirkt haben. Was den (isolierten) Ein­
fluß der jeweils gegebenen Präferenzstruktur auf 
die DDR-Exportstrukturdivergenzen angeht, so 
war dieser vor allem 1966 und abgeschwächt auch 
1972 deutlich signifikant; für 1960 war er hingegen 
nicht auszumachen. Daß der partielle Einfluß der 
Präferenzen zeitlich differenziert verläuft und ins­
besondere in der Phase zwischen 1960 und 1966 
virulent wird, bestätigt eine weitere Analyse der 
Veränderungen der DDR-Exportstrukturdivergen- 
zen (zwischen 1960/66 und 1955/72 sowie 1960/72) 
in Abhängigkeit von der jeweils (perioden-)durch- 
schnittlichen Struktur der Präferenzen. Bei den 
staatlich gelenkten DDR-Exporten in die Bundes­
republik kann also von einer gewissen m ittel­
fristigen Anpassungsflexibiiität an die durch­
schnittlich gegebene Struktur der Präferenzen

ausgegangen werden. Eine kürzerfristige Anpas­
sungsflexibilität, die sich auch an den Verände­
rungen der Präferenz raten orientiert, ließ sich da­
gegen nicht feststellen.

Kurzgefaßt dürften die Analyseergebnisse die 
beiden folgenden Kernhypothesen unterstützt 
haben:

ö  Westdeutsche Präferenzen zugunsten der DDR- 
Exporte in die Bundesrepublik führen zu erheb­
lichen positiven impliziten Einkommenstransfers 
für die DDR einerseits, zu negativen impliziten 
Transfers fü r die Bundesrepublik andererseits 
und per Saldo zu einem weltwirtschaftlichen Ver­
lust.

□  Die Präferenzen haben neben Niveaueffekten 
auch Struktureffekte. Das heißt, es ließ sich mit­
tels eines ökonometrischen Ansatzes ein signifi­
kant divergierend w irkender Einfluß der gegebe­
nen Präferenzstruktur auf die Struktur der DDR- 
Exporte im innerdeutschen Handel feststellen, 
verglichen mit der DDR-Exportstruktur fü r die üb­
rigen OECD-Länder.

Wirtschaftspolitische Anmerkungen
Wie die Literatur zur Integrationstheorie zeigt, 
lassen sich unter dem Gesichtspunkt der weltw irt­
schaftlichen Effizienz im Prinzip keine theoretisch 
stichhaltigen Gründe fü r Zölle oder Zollpräferen­
zen finden, die andere Länder diskrim inieren. Die 
Argumente, die aus der Sicht der Bundesrepublik 
dennoch zugunsten der innerdeutschen Präferenz­
regelung sprechen können, sind daher vornehm­
lich im politischen Raum zu suchen. Diese Tat­
sache impliziert, daß der Sonderstatus des inner­
deutschen Handels auch weiterhin fü r politische 
Diskussionen offen ist. Abschließend dazu einige 
theoretisch orientierte, w irtschaftspolitische An­
merkungen:

□  Fühlt sich die Regierung der Bundesrepublik 
gegenüber den Menschen in der DDR zur m ittel­
baren Hilfe verpflichtet, dann hätte sie — streng 
theoretisch ausgedrückt — darauf zu achten, daß 
sie die Hilfeleistungen so lange ausdehnt, bis die 
sozialen Grenzkosten der Hilfe gleich sind dem 
sozialen Grenznutzen aus der Verlustminderung 
des „öffentlichen Gutes“ (definiert als „E inheit 
der Nation“ ; dieser Gedanke drückt sich heutzu­
tage wohl eher in dem politisch über den „bar- 
gaining process“ angestrebten Grad der Intensi­
tät der beiderseitigen „humanitären Beziehungen 
i.w . S.“ aus).

□  Aus Gründen der Transparenz einer insgesamt 
sehr heterogenen Hilfeleistung sind offene Trans­
fers den versteckten Transfers vorzuziehen. Denn 
explizite Transfers erleichtern den politischen 
Prozeß des „tria l and e rror“ , das Optimum zwi­
schen Grenzkosten und Grenznutzen abzutasten.
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ö  Wollte man die impliziten Transfers24) durch 
explizite Transfers ersetzen — also beispielsweise 
die Präferenzen aufheben, ohne daß die DDR 
schlechter gestellt ist als zuvor —, dann wäre die 
direkte Ausgleichssubvention an die DDR vermut­
lich deutlich höher anzusetzen als der präferenz­
bedingte Einnahmeverlust der Bundesrepublik. 
Denn die präferenzinduzierte Exportausweitung 
der DDR führt zu einer Exporterlöserhöhung für 
die DDR, die stets größer ist als der implizite 
Zoll- und Steuertransfer von der Bundesrepublik 
an die DDR. Würde nur in Höhe dieses impliziten 
Transfers entschädigt, so wäre ein deutlicher 
Rückgang des innerdeutschen Handelsvolumens 
zu erwarten. Die Ausgleichssubvention hätte dem­
zufolge auch die erhöhten DDR-Exporterlöse aus 
der Präferenz zu berücksichtigen.

□  Erst wenn die Höhe der direkten Subventionen 
für die DDR in der Bundesrepublik aus „po liti­
schen“ Gründen (die freilich einer regelmäßigen 
Überprüfung bedürfen) nicht durchsetzbar er­
scheint (das heißt, wenn die sozialen Grenzkosten 
abrupt über den sozialen Grenznutzen zu steigen 
drohen), kann die fü r die Öffentlichkeit weniger 
fühlbare, „verschle ierte“ Hilfe durch Präferenzen 
weiterhin als zweitbeste Lösung betrachtet werden.

□  Bestände das wirtschaftspolitische Ziel darin, 
den strukturellen Verzerrungstendenzen der Prä­
ferenzen fü r die DDR entgegenzuwirken, ohne 
daß die Bundesrepublik von sich aus die Initiative 
dazu ergreifen w ill, dann kann dies künftig mehr 
oder weniger automatisch durch einen m ultilate­
ralen Zollabbau im Welthandel bewerkstelligt 
werden, wie er in den gegenwärtigen Zollverhand­
lungen im Rahmen des GATT (Tokio-Runde) an­
gestrebt w ird. Die DDR würde dann bei ihren Ex­
porten in die Bundesrepublik zu einer stärkeren 
Beachtung ihrer internationalen Kostenvorteile an­
gehalten werden. Unabhängig davon wäre freilich 
zu beantworten, welche Maßnahmen die Bundes­
republik zur Kompensation fü r die unwirksam 
werdenden Präferenzvorteile der DDR ergreifen 
sollte.
□  Eine selektive oder allgemeine Aufhebung der 
Präferenzen für die DDR, also zum Beispiel die 
Einführung des EG-Drittländerzolls auf spezielle 
oder alle Einfuhren aus der DDR, ist ein Vor­
schlag, der in der Bundesrepublik regelmäßig zur 
Diskussion gestellt wird 25) 26). Die Realisierung 
dieses Vorschlags würde z. B. das strukturelle An­
passungsproblem der Handelsströme einseitig 
auf die DDR verlagern. Darüber hinaus dürfte ein 
künftiger Anstieg des innerdeutschen Warenaus­
tausches wegen der empirisch ermittelten Preis-

24) D er Unterschied zum  direkten  Transfer an d ie  DD R aus
Steuerm itteln  d er Bundesrepublik  besteht darin , daß der im p li­
z ite  Trans fer von d er B u ndesrepublik  an d ie  DD R einm al von 
den N achfragern nach D D R -Produkten in der B undesrepublik  
(über erhöhte In landspreise, verglichen m it W eltm arktpreisen) 
und zum  anderen vom westdeutschen Fiskus ge le is te t w ird.

abhängigkelt der DDR-Exporte in die Bundesrepu­
b lik längerfristig deutlich gebremst werden. 
Schwerer wiegt jedoch, daß zusätzliche Zölle, also 
auch Zölle auf Importe aus der DDR, in einer Welt 
von zahlreich gegebenen Handelshemmnissen, 
verglichen mit einem künftig mehr oder weniger 
stark forcierten internationalen Protektionsabbau, 
tendenziell eher einem Rückschritt als einem Fort­
schritt gleichkämen.

Insgesamt bewertet können die westdeutschen 
Präferenzen für die DDR als zweitbeste ökono­
mische Lösung zwar einen Schritt in die richtige 
Richtung darstellen, doch g ilt dies nur so lange, 
wie politische Prioritäten die beste Lösung, näm­
lich einen liberalisierten Welthandel verhindern.

25) V g l. h ierzu beisp ie lsw eise Reinhold B i s k u p  (1977), a. a. O.

26) D em gegenüber w äre  e ine Rückführung des „Sw ing“ auf seine  
ursprüngliche Höhe bzw. e ine  m arktorien tierte  Verzinsung der 
Überziehungskred ite  verzerrungstheoretisch wünschenswert. Län­
gerfristig  so llte  außerdem  über e ine  Änderung des (historischen) 
Verrechnungsverhältn isses von 1 D M -W est zu 1 M ark-O st verhan­
de lt w erden, um w ährungspolltisch bed ing te W ettbew erbsverzer­
rungen im innerdeutschen Handel abzubauen und (w enig erfo lg ­
reiche) steuerliche Ersatzaufw ertungen der B undesrepublik, w ie  
1970 im G efo lge d er DM -Paritätsveränderungen, künftig zu ver­
m eiden.
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